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Kurzfassung der Projektergebnisse 

Die Genehmigung zum Aufsuchen, Gewinnen und Aufbereiten von Bodenschätzen erfolgt nach dem 

Bundesberggesetz (BBergG, 1980). Dabei dürfen dem Bergrecht unterliegende Betriebe nur auf Grund von 

Betriebsplänen errichtet, geführt und eingestellt werden (§ 51 Abs. 1 BBergG gekürzt). In Nordrhein-West-

falen bleiben sie auch nach Einstellung des Bergbaus gemäß § 48 Abs. 4 Ordnungsbehördengesetz 

Nordrhein-Westfalen (OBG NRW 1980) für die Abwehr von Gefahren aus dem Altbergbau zuständig (Elgeti, 

2011). Zur Bewältigung dieser sogenannten Ewigkeitslasten wurde 2007 zwischen der RAG-Stiftung sowie 

den Ländern Nordrhein-Westfalen und Saarland ein „Erblastenvertrag“ auf Basis des KPMG Gutachtens von 

2006 geschlossen. 

Im Bergbau ist nicht nur die Errichtung und der Betrieb, sondern auch die Stilllegung nach § 53 Abs. 1 Satz 2 

des Bundesberggesetzes (BBergG) betriebsplanpflichtig (Abschlussbetriebsplan). Der Betriebsplan kann nur 

zugelassen werden, wenn keine gemeinschädlichen Einwirkungen zu erwarten sind (§ 55 Abs. 1 Nr. 9 BBergG). 

Dazu gehört nach Entscheidungen von Bundesverwaltungs- und Oberverwaltungsgerichten (BVerwG, 1995 

und 2014; OVG Münster 2012) auch Fragen der Gewässerreinhaltung.  

Die bergrechtliche Betriebsplanzulassung ist eine gebundene Entscheidung (§ 55 BBergG). Sie muss also beim 

Vorliegen der Voraussetzungen – soweit keine überwiegend öffentlichen Belange entgegenstehen (§ 48 Abs. 

2 BBergG) - erteilt werden.  Zu den genannten Belangen zählen u.a. auch die wasserrechtlichen Auswir-

kungen des Vorhabens.  

Im Rahmen der bergrechtlichen Zulassungsverfahren (z.B. Abschlussbetriebspläne) muss somit geprüft 

werden, ob durch die Einstellung/ Änderung der Grubenwasserhaltung schädliche Einflüsse, auch in Bezug 

auf Gewässerverunreinigungen, ausgeschlossen werden können (Jordan et al., 2017). Zusätzlich zur Zulassung 

des Bergwerkes mittels Betriebsplan sind wasserrechtliche Erlaubnisse sowohl für die Nutzung als auch für 

die Einleitung erforderlich.  

Sieht ein bergrechtlicher Betriebsplan die Benutzung von Gewässern vor, so entscheidet die Bergbehörde 

über die Erteilung der Genehmigung im Einvernehmen mit der Wasserbehörde (§ 19 WHG). Das bedeutet, 

dass ohne Einvernehmen der zuständigen Wasserbehörde keine wasserrechtliche Genehmigung erteilt 

werden kann.  

Gewässer sind gemäß § 1 WHG (2009) zu schützen. § 27 WHG legt als Bewirtschaftungsziel das Erreichen 

eines guten ökologischen und chemischen Zustands der Gewässer fest. Abweichungen von diesen Zielen sind 

nach § 30 WHG Ziff. 1 zulässig, wenn „die Gewässer durch menschliche Tätigkeiten so beeinträchtigt oder 

ihre natürlichen Gegebenheiten so beschaffen sind, dass die Erreichung der Ziele unmöglich ist oder mit 

unverhältnismäßig hohem Aufwand verbunden wäre“ (Wieber, 2013). 

§ 9 WHG definiert die Benutzungstatbestände von Gewässern. Unter § 9 Absatz 1 sind die echten Benut-

zungen, also eine zielgerichtete Tätigkeit mit direkter Beeinflussung des Gewässers aufgeführt, wohingegen 

§ 9 Absatz 2 WHG die unechte Benutzung behandelt. Unechte Gewässerbenutzungen sind Maßnahmen, die 

keine direkte (echte) Benutzung darstellen, jedoch Auswirkungen auf das Gewässer ausüben können. Die 

Hebung der Grubenwässer erfüllt den Tatbestand einer Benutzung im Sinne § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG 

(„Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ableiten von Gewässern“), die Einleitung in ein Ober-

flächengewässer eine Benutzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG („Einbringen und Einleiten von Stoffen in 

Gewässer“). Somit besteht eine Erlaubnispflicht. Ebenso kann § 9 Abs. 2 Nr. 1 WHG („Aufstauen, Absenken 

und Umleiten von Grundwasser durch geeignete Anlagen“) und Nr. 2 („Maßnahmen, die geeignet sind, 

dauernd oder in einem nicht unerheblichen Ausmaß nachteilige Veränderungen der Wasserbeschaffenheit 

herbeizuführen“) zum Tragen kommen.  
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Die Betriebsplanpflicht bei einer „Grubenflutung“ ergibt sich daraus, dass sie eine erhebliche Änderung der 

Betriebsweise darstellt. Durch den damit einhergehenden Grubenwasseranstieg werden wesentliche 

wasserwirtschaftlich relevante Belange betroffen (z.B. Mineralisation der Wässer). Daher ist die zuständige 

Wasserbehörde in dem Verfahren zu beteiligen. In dem Betriebsplan sollte auch das Zielniveau des Anstiegs 

sowie die bei Erreichen des Niveaus notwendigen wasserrechtlichen Erlaubnisanträge (z.B. erneute Aufnahme 

der Wasserhaltung, Einleitung in Vorfluter) enthalten sein. Diese können durch die Bergbehörde nur im 

Einvernehmen mit der Wasserbehörde genehmigt werden.  

Die Zulässigkeit der Planungen wird in der Regel durch Sachverständigengutachten nachgewiesen. Dabei 

sind auch vorliegende amtliche Beurteilungen (z.B. Gewässergütekarten) und Festlegungen (z.B. OGewV - 

Oberflächengewässerverordnung) zur Bewertung mit heranzuziehen. 

Zur Sicherstellung der Ewigkeitslasten nach endgültiger Einstellung des Steinkohlebergbaus der RAG wurde 

im Jahre 2007 ein Erblastenvertrag zwischen den Bundesländern Nordrhein-Westfalen und Saarland mit der 

RAG-Stiftung abgeschlossen. Als Maßnahmen zur Bewältigung der Ewigkeitslasten, die sich aus dem Bergbau 

der RAG ergeben, sind definiert: 

 spezifische Maßnahmen zur Grubenwasserhaltung (Kap. 5.4 KPMG Gutachten), 

 spezifische Maßnahmen der Grubenwasserreinigung an kontaminierten Standorten (Kap. 5.6 KPMG 

Gutachten), 

 spezifische Maßnahmen, insbesondere Poldermaßnahmen, die durch Bergbau bedingten Absenkungen 

der Erdoberfläche verursacht wurden/werden (Kap. 5.7 KPMG Gutachten). 

Nach Aufgabe des aktiven Steinkohlebergbaus der RAG in Deutschland obliegt es der RAG-Stiftung (§ 2 

Erblastenvertrag) die Finanzierung für die Maßnahmen sicherzustellen. 
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